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Digitalisierung in der Verwaltung oder
Datenschutzgrundrecht und informationelle
Selbstbestimmung? – eine falsch formulierte
Frage

Der „Entwurf eines Gesetzes zur Einf�hrung
einer Identifikationsnummer in der çffentli-
chen Verwaltung und zur �nderung weiterer
Gesetze“ des Bundesinnenministeriums hat
f�r viel Aufsehen gesorgt. Bei Netzpolitik, Hei-
se, Verfassungsblog, der ZEIT und in weiteren
off- und online-Medien warnen zahlreiche Au-
toren vor Risiken bei der Verwendung der Steu-
er-ID als register�bergreifende Personenkenn-
ziffer. Die derzeit einzige çffentlich wahr-
nehmbare „Gegenstimme“ ist wohl der Gesetz-
entwurf selbst, in dessen Zentrum die Verwen-
dung der Steuer-ID steht, mithilfe derer ein
„Identit�tsmanagement“ etabliert werden soll.

In der çffentlichen Debatte zum Ge-
setzentwurf scheinen zwei Personen-

gruppen besonders sichtbar. Auf der einen Sei-
te stehen solche, die sich eine Digitalisierung
in der deutschen Verwaltung nahezu futuris-
tisch automatisiert vorstellen und Grundrechte
als Klotz am Bein des Fortschritts sehen. Auf
der anderen Seite stehen Personen, die bei jeg-
licher Zusammenf�hrung von Daten aus ver-
schiedenen staatlichen Registern den totalen
�berwachungsstaat mit gl�sernen B�rgern
f�rchten. Hans Peter Bull schrieb vor kurzem
f�r Verfassungsblog �berraschend trefflich,
dass „die Protagonisten beider Seiten [...] nach
wie vor im Grunde nicht [verstehen], was die
jeweils anderen wollen“. Das stimmt wohl,
denn es ist auch unter Beachtung von Grund-
rechten von B�rgerinnen und B�rgern mçg-
lich, technische und organisatorische Fort-
schritte in der Verwaltung zu realisieren. Das
Eine muss nicht ohne das jeweils Andere ge-
schehen. „Digitalisierung der Verwaltung“
und „Grundrechte“ – wie etwa das Recht auf
Schutz personenbezogener Daten aus Art. 8
der Charta der Grundrechte der Europ�ischen
Union und das deutsche Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung aus Art. 2 Abs. 1 GG
i. V. m. Art. 1 GG – stehen sich eigentlich na-
turgem�ß niemals als Antagonisten gegen�ber.
Wenn �berhaupt, dann m�ssen widerstrebende
Rechte in einen Ausgleich gebracht werden.

Es �berrascht auch nicht, dass die Rechtspre-
chung des BVerfG zu Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m.
Art. 1 GG vielfach als Argument gegen die
Zul�ssigkeit des geplanten register�bergrei-
fenden Identit�tsmanagements herangezogen
wird. Schließlich wurden schon im Mikrozen-

sus-Beschluss und im Volksz�hlungsurteil Ge-
fahren einer persçnlichkeitsfeindlichen Regis-
trierung und Katalogisierung des Einzelnen
betont. Unter Beachtung der Rechtsprechung
stellt man sich die Frage, ob Nutzen und Risi-
ken eines register�bergreifenden Identit�tsma-
nagements in einem angemessenen Verh�ltnis
stehen. Leichtfertig sollte man bestehenden
Gefahren jedenfalls nicht begegnen. Vor die-
sem Hintergrund verwundern die Passagen des
Entwurfes, in denen geschrieben wird, dass die
Bevçlkerung zunehmend nicht bereit sei, beim
Kontakt mit der Verwaltung immer wieder die
gleichen Daten angeben zu m�ssen. Dies ist

laut dem Entwurf unter anderem einer der zen-
tralen Gr�nde f�r den Reformbedarf. Obwohl
es bestimmt komfortabler w�re, Daten nicht
wiederholt anzugeben, befremdet mich der
Verweis auf eine scheinbar vorhandene man-
gelnde Bereitschaft der B�rgerinnen und B�r-
ger.

So ist es doch eher die Verwaltung, welche
durch die im Entwurf geregelte register�ber-
greifende einheitliche Kennung von Men-
schen ihr Verwaltungshandeln optimieren
will und nicht der Wunsch der Bevçlkerung,
sich mit einer Personenkennziffer „auszuwei-
sen“. Gerade die immer wieder çffentlich be-
kannt werdenden missbr�uchlichen Datenzu-
griffe durch staatliche Stellen lassen mich da-
zu tendieren, einen anderen Reformbedarf zu
erkennen: Datenabfragung sollten in Zukunft
vor allem besser kontrolliert und Rechtsver-
stçße bestraft werden. Effektivere Vorkeh-
rungen gegen Missbrauch sollten selbstver-
st�ndlich sein. F�r eine aus staatlicher Sicht
bessere Nutzung von Daten in Registern gibt
es in �sterreich ein Modell, das auf sektor-
�bergreifende Personenkennziffern verzich-
tet. Der deutsche Gesetzentwurf bezeichnet
diese Lçsung jedoch als rechtlich, technisch
und organisatorisch zu komplex. Meine An-
sicht ist, dass wir uns als Gesellschaft damit
nicht zufriedengeben d�rfen, dass etwas zu
komplex ist, und deswegen nicht die einfache
Lçsung forcieren sollten. Es bedarf vielmehr
eines interdisziplin�ren Austausches zur bes-
seren Gestaltung der Verwaltung unter ange-
messener W�rdigung des Datenschutzgrund-
rechts, der informationellen Selbstbestim-
mung und weiterer Grundrechte.

K&R 10/2020 Editorial

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               1 / 1

http://www.tcpdf.org

